
- 21 - Erläuterung, 935. BR, 10.07.15

...

TOP 21:

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative
Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur Durchführung
der Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegen-
heiten

Drucksache: 258/15

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie 2013/11/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die alternative Beile-
gung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 165 vom
18.6.2013, S. 63). Gemäß Artikel 25 der Richtlinie 2013/11/EU läuft die Frist
zur Umsetzung bis zum 9. Juli 2015.

Nach der Richtlinie 2013/11/EU sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, dafür zu
sorgen, dass Verbrauchern bei Streitigkeiten mit Unternehmern außergerichtli-
che Streitbeilegungsstellen zur Verfügung stehen. Die Verpflichtung bezieht
sich auf Streitigkeiten aus "Kaufverträgen" oder "Dienstleistungsverträgen" im
Sinne der Richtlinie 2013/11/EU. Die Streitbeilegungsstellen müssen allgemei-
ne Anforderungen nach der Richtlinie 2013/11/EU hinsichtlich Fachwissen,
Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und Transparenz und hinsichtlich des Streit-
beilegungsverfahrens erfüllen. Die Einhaltung der Anforderungen ist von staat-
lichen Stellen zu prüfen. Zudem sieht die Richtlinie 2013/11/EU die Verpflich-
tung von Unternehmern vor, Verbraucher über die zuständige Streitbeilegungs-
stelle zu informieren, und sich bei der Ablehnung einer Verbraucherbeschwerde
darüber zu erklären, ob sie zur Durchführung eines Streitbeilegungsverfahrens
bereit sind.

Die Richtlinie 2013/11/EU soll durch den in Artikel 1 des Gesetzentwurfs ent-
haltenen Entwurf eines Gesetzes über die alternative Streitbeilegung in Ver-
brauchersachen (Verbraucherstreitbeilegungsgesetz - VSBG) sowie durch Än-
derungen in anderen Gesetzen mit Regelungen zur außergerichtlichen Streitbei-
legung umgesetzt werden. Der Entwurf des Verbraucherstreitbeilegungsgeset-
zes legt die Mindestanforderungen fest, die eine Einrichtung für die Anerken-
nung als Verbraucherschlichtungsstelle erfüllen muss. Die Zuständigkeit der
Einrichtung muss die Beilegung vertraglicher Streitigkeiten zwischen Verbrau-
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chern und Unternehmern umfassen. Die Unabhängigkeit und die Unparteilich-
keit der Streitmittler und ihre Verschwiegenheit müssen gewährleistet sein. Die
Verbraucherschlichtungsstelle muss das Streitbeilegungsverfahren nach einer
Verfahrensordnung durchführen, Deutsch als Verfahrenssprache anbieten, den
Parteien rechtliches Gehör gewähren und die Parteien vor der Durchführung des
Verfahrens über den Ablauf des Verfahrens und nach Übermittlung eines Lö-
sungsvorschlags über die Folgen einer Annahme des Vorschlags informieren.
Der Lösungsvorschlag muss im Regelfall innerhalb von 90 Tagen nach Vorlage
aller für die Bearbeitung erforderlichen Unterlagen vorliegen. Das Verfahren
muss für den Verbraucher grundsätzlich kostenlos durchgeführt werden, allen-
falls darf ein geringes Entgelt erhoben werden. Weitere Voraussetzungen für
die Anerkennung einer Einrichtung als Verbraucherschlichtungsstelle sind eine
auf Dauer ausgelegte Tätigkeit und die tragfähige Finanzierung der Einrichtung.
Außerdem ist in den Regeln über die Organisation der Schlichtungsstelle eine
Beteiligung von Verbraucherverbänden an wichtigen Gestaltungsentscheidun-
gen vorzusehen. Der Entwurf des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes weist die
Zuständigkeit für die Anerkennung von und Aufsicht über Verbraucherschlich-
tungsstellen den Ländern zu. Die zur Kommunikation mit der Kommission er-
forderliche "zentrale Anlaufstelle" (Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 der Richtlinie
2013/11/EU) wird beim Bundesamt für Justiz angesiedelt. Vorgesehen ist die
Einrichtung von ergänzenden Universalschlichtungsstellen, um auch für die
Fälle, für welche keine branchenspezifische Schlichtungsstelle oder allgemeine
Verbraucherschlichtungsstelle zuständig ist, eine Schlichtungsmöglichkeit zu
schaffen. Die Zuständigkeit für die Einrichtung der Universalschlichtungsstel-
len wird gleichfalls den Ländern zugewiesen. Um die Möglichkeiten der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung für Verbraucher transparent zu machen, führt die
Richtlinie 2013/11/EU Informationspflichten für Unternehmer ein, die der Ge-
setzentwurf umsetzen soll. Einzelheiten zu den Unterlagen, die eine Einrichtung
für die Anerkennung als Verbraucherschlichtungsstelle vorlegen muss, zu den
Informations- und Berichtsverpflichtungen der Verbraucherschlichtungsstellen
und zum Bericht der zentralen Anlaufstellen sollen in einer Rechtsverordnung
geregelt werden. Der Entwurf des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes enthält
eine entsprechende Verordnungsermächtigung. Ferner kann durch Rechtsver-
ordnung eine einheitliche Verfahrensordnung für die Universalschlichtungsstel-
len der Länder festgelegt werden. Das beabsichtigte Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz soll durch die vorgesehene Anpassung bestehender Gesetze, die die
Verbraucherschlichtung für bestimmte Wirtschaftsbereiche regeln, ergänzt wer-
den.

Ergänzend zur Richtlinie 2013/11/EU soll die Verordnung (EU) Nr. 524/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die Online-
Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 1) Verbraucher und
Unternehmer dabei unterstützen, bei grenzübergreifenden Konflikten aus online
geschlossenen Verträgen eine geeignete Streitbeilegungsstelle zu finden. Zu
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diesem Zweck wird die Kommission nach der Verordnung (EU) Nr. 524/2013
eine internetgestützte Plattform mit einer Datenbank der anerkannten Streitbei-
legungsstellen in der Europäischen Union einrichten. Zusätzlich sind die Mit-
gliedstaaten nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 24/2013 ver-
pflichtet, bis zum 9. Juli 2015 eine nationale Kontaktstelle zu benennen, die als
innerstaatliche Anlaufstelle für Verbraucher, Unternehmer und Streitbeile-
gungsstellen in grenzübergreifenden Konflikten aus online geschlossenen Ver-
trägen zur Verfügung steht. Der Gesetzentwurf enthält die zur Durchführung
der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 erforderlichen Regelungen, die im Wesent-
lichen die Benennung des Bundesamtes für Justiz als deutsche Kontaktstelle für
die von der Kommission einzurichtende Plattform zur Online-Streitbeilegung
und die Möglichkeit, einen Dritten mit der Aufgabe zu beleihen, zum Gegen-
stand haben.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Rechtsausschuss sowie der Ausschuss für Agrarpolitik
und Verbraucherschutz, der Finanzausschuss, der Verkehrsausschuss und
der Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ei-
ne umfangreiche Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes.

Der Rechtsausschuss sowie der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbrau-
cherschutz, der Finanzausschuss und der Wirtschaftsausschuss empfehlen,
anstelle der im Gesetzentwurf vorgesehenen Länderzuständigkeit für die Aner-
kennung von Verbraucherschlichtungsstellen und die Universalschlichtung eine
einheitlich auf Bundesebene angesiedelte Zuständigkeit vorzusehen. Ungeachtet
dieses grundlegenden Dissenses werden von allen beteiligten Ausschüssen
darüber hinaus zahlreiche Prüfbitten sowie eine Vielzahl von Änderungen des
auf dem Modell der Länderzuständigkeit beruhenden Gesetzentwurfs der Bun-
desregierung vorgeschlagen.

Die Ausschussempfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 258/1/15 er-
sichtlich.




